
Gleichstellung? Kann Berlin. Zumindest
im öffentlichen Sektor: Der Anteil an
Frauen auf erster Führungsebene in öf-
fentlichen Unternehmen beträgt fast 40
Prozent, in Aufsichtsgremien öffentli-
cher Unternehmen sogar mehr als die
Hälfte. Geht es hingegen um die Privat-
wirtschaft, gibt es noch einigen Nachhol-

bedarf. Was also bleibt
zu tun, um mehr Frauen
an die Spitze zu brin-
gen? Und wie können
Arbeitszeiten so gestal-
tet werden, um Frauen
besser in den Arbeits-
markt zu integrieren
und Lohngerechtigkeit
zu schaffen? Antworten
auf diese und andere

Fragen gibt es beim exklusiven Live-Inter-
view der „Berliner Wirtschaft“, 22. No-
vember 2018, 19.00 Uhr. Unsere
Gäste: Dilek Kolat (SPD), Senatorin für
Gleichstellung, Manja Schreiner, Ge-
schäftsführerin der Fachgemeinschaft
Bau, und Sven Reinholz, Geschäftsführer
der Spedition Zapf. Moderiert wird das
Interview von Tagesspiegel-Redakteurin
Sabine Beikler. Interesse? Dann sichern
Sie sich jetzt kostenlos eine Karte unter:
veranstaltungen.tagesspiegel.de

Kinder mithilfe von Lernrobotern spiele-
risch und altersgerecht ans Programmie-
ren heranzuführen, das war das Ziel von
Vikas Gupta, Saurabh Gupta und Mikal
Greaves, als sie 2012 das Start-up „Won-
der Workshop“ gründeten. „Unsere Mis-
sion ist es, Kindern das Rüstzeug zu ge-
ben, sich fit für die Jobs der Zukunft zu
machen“, erklärt Vikas Gupta. Das Unter-
nehmen hat drei Roboter entwickelt, die
über Apps gesteuert und programmiert
werden können. Dafür sind keinerlei Vor-
kenntnisse erforderlich, das Programmie-
ren erfolgt beispielsweise durch Puzzles
oder durch eine visuelle Programmier-
sprache, die auf Bildern basiert.

Und die Entwickler sind ihrem Ziel in
diesem Jahr einen großen Schritt näher
gekommen. Neben den Robotern „Dash“
und dem „Dot Creative Kit“, die ab sechs
Jahren geeignet sind, haben sie mit „Cue“
Anfang des Jahres ein Modell herausge-
bracht, das sich an ältere Kinder ab elf
Jahren richtet. Die künstliche Intelligenz,
über die er verfüge, ermögliche eine facet-
tenreiche Kommunikation. Zudem be-
herrsche „Cue“ als erster Lernroboter
auch die JavaScript Programmierung, die
es Fortgeschrittenen erlaubt, ihn auch
komplexer zu programmieren.

Die Lernroboter von „Wonder Work-
shop“ kommen inzwischen in über
12000 Schulen weltweit zum Einsatz,
um Kindern ans Programmieren heranzu-
führen, „einer essenziellen Fähigkeit in
unserer immer stärker digitalisierten
Welt“, wie es auf der Website des Unter-
nehmens heißt. Jim Muelder
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Herr Miessen, Berlins Senat will die
Bürgerbeteiligung bei städtebaulichen
Projekten ausweiten. Halten Sie das
für eine gute Idee?
Grundsätzlich ja. Es kommt natürlich
darauf an, in welchen Bereichen diese
Beteiligung zugelassen wird. Sinnvoll
fände ich es zum Beispiel hinsichtlich
öffentlicher Freiflächen. Weniger
sinnvoll wäre dies etwa bei der Infra-
struktur. Die entscheidende Frage ist,
wie solche Prozesse begleitet und mo-
deriert werden. Partizipation kann
auch problemlos im nichtssagenden
Chaos enden.
Trotz dieser Chaos-Gefahr ist das In-
strument der Bürgerabstimmung ge-
rade unter Berliner Politikern sehr be-
liebt – siehe etwa das Tempelhofer Feld
oder die künftige Nutzung des Flugha-
fen Tegel. Warum?
Partizipation ist in Mode gekommen,
da sie erkannt haben, dass es eine
wunderbar einfache Methode dar-
stellt, die Verantwortung eines poli-
tisch legitimierten Vertreters der Öf-
fentlichkeit auf die Öffentlichkeit
rückabzuwälzen. Meiner Meinung
nach fehlt es heute vielen Politikern
an Mut, Entscheidungen zu treffen
und diese dann auch dementspre-
chend zu verantworten. Zusätzlich
fehlt es oft an Fachwissen.
Heißt das zugespitzt, das Partizipati-

onsversprechen ist letztlich nur ein Zei-
chen für Feigheit und Inkompetenz?

Nein, es bedeutet, dass dies leider öf-
ter als wünschenswert geschieht.
Man würde sich natürlich wünschen,
dass ein tatsächliches Interesse da-
ran besteht, einen Austausch mit der
Öffentlichkeit herbeizuführen. Die

Frage ist nur, wie dies geschieht.
Wenn man ernsthaft und produktiv
Ergebnisse erzielen möchte, muss
man eine langfristige Planungsgrund-
lage schaffen, die – unter anderem –
einen Ermöglichungsprozess mit ein-
bezieht. Soll heißen: Man muss die
Öffentlichkeit mit Hintergrundinfor-
mationen versorgen und über sorgfäl-
tig abgestimmte Workshops – in de-
nen alternative Planungswerkzeuge
vermittelt und zur Verfügung gestellt
werden – dazu befähigen, sich in ei-
nen solchen Prozess informiert, kri-
tisch und produktiv einzubringen.

Ein solcher Prozess sollte außerdem
die Antworten nicht bereits mitlie-
fern oder vorwegnehmen, sondern
ergebnisoffen aufgestellt sein.

Die Ergebnisse der Prozesse stehen
schon im Vorhinein fest?

Tatsächlich leiden solche Projekte lei-
der an einem doppelten Dilemma: Ei-
nerseits versuchen sich Politiker des
Öfteren aus der Verantwortung zu ver-
abschieden und Pseudo-Partizipati-
onsprozesse ins Leben zu rufen –
wohl wissend, dass ein tatsächlicher
Partizipationsprozess zeitlich so kom-
plex ist, dass dies eigentlich niemand,
der nicht dafür bezahlt wird, wirklich
leisten kann. Andererseits leiden wir
heute unter dem „Stuttgart21-Syn-
drom“: Vom Bürger angefragte und
durch Protest herbeigewünschte Par-
tizipationsmöglichkeiten kommen oft
zu spät, nämlich erst dann, wenn es
bereits losgeht beziehungsweise zu
spät ist. Das deutsche Baurecht sieht
klare Möglichkeiten der Mitbestim-
mung vor, nur werden diese nur sel-
ten genutzt. Partizipation bedeutet lei-
der zuguterletzt lang anhaltende und
unbezahlte Arbeit. Und das ist für
viele weder wünschenswert noch at-
traktiv.

— Das Interview führte
Johannes C. Bockenheimer

Man kann Eulen nach Athen tragen,
Kohle nach Newcastle bringen – oder
die Bürgerbeteiligung in Berlin stärken.
Letzteres hat sich der Senat vorgenom-
men: Auf seine Initiative entwi-
ckelt eine Arbeitsgruppe, der zwölf
Leute aus Politik und Verwaltung und
zwölf zufällig ausgewählte Berliner ange-
hören, neue „Leitlinien für die Beteili-
gung von Bürgerinnen und Bürgern an
der Stadtentwicklung“. Vor wenigen Wo-
chen wurden erste Zwischenstände prä-
sentiert: „Jede soziale und gesellschaftli-
che Gruppe soll zum Mitreden animiert
werden“, fasste diese Zeitung damals zu-
sammen. Ziel der Übung: die Bevölke-
rung enger bei großen Bauvorhaben
einzubinden.

Und damit wären wir dann
wieder bei den Eulen und
Athen: Denn wo in Berlin ein
Bauvorhaben ruchbar wird,
das über einen neuen Brief-
kasten hinausgeht, formiert
sich ohnehin Protest. Ob
Neubau oder Nachverdich-
tung, wann immer jemand nur
ankündigt, eine Schippe Sand wohinzu-
werfen, bildet sich eine Bürgerinitiative
dagegen. Am Lützowufer heißt es pa-
nisch, „eine Bauwelle rollt durch unser
Viertel“, an der Karlshorster Ilsestraße
warnt die Gruppe „Rettet den Ilse-Kiez“
vor Verdrängung durch Luxuswohnun-
gen, im Wrangelkiez spürt die Initiative
„Bizim Kiez“ eine „enorme solidarische
Energie, die gegen den Angriff der Im-
mobilienwirtschaft und der Konsumge-
sellschaft“ eingesetzt werden kann. „Bi-
zim Kiez“ brachte es fertig, 30000 Euro
Projektmittel beim Senat zu beantragen,
um sie für den Protest gegen die vom
Senat geförderte Ansiedlung von
Start-ups einzusetzen. Der Antrag schei-
terte. Sogar im vermeintlich spießigen
Spandau gibt es Knatsch wegen der Was-
serstadt. BI „Spandau-Haveleck“ ist auf
den Barrikaden. Man könnte die Liste
lange fortsetzen ...

Die Wirtschaft warnt deshalb mittler-
weile vor den Folgen, die die neuen Parti-
zipationsleitlinien für das Geschäft ha-
ben könnten: „Die Politik will offenbar
ihrer Aufgabe nicht mehr nachkommen,
Entscheidungen zu treffen“, sagt Su-
sanne Klabe, Geschäftsführerin des Ber-
liner Landesverbandes Freier Immobi-
lien- und Wohnungsunternehmen
(BFW). „Diese Aufforderung zur Blo-
ckade, die man dem Papier entnehmen
kann, führt dazu, dass Stadträte und die
Senatorin bald jede Verantwortung fürs
Nichtgelingen und Nichtbauen auf die
Bürger abwälzen können.“

Das mag leicht überzeichnet sein.
Doch würde realisiert, was gerade vom
Arbeitskreis erdacht wird, dann betriebe
dieStadteinesTagestatsächlichdieInfra-
struktur, aus der heraus der Protest ge-
gen sie organisiert würde. Da fällt es
schon kaum noch ins Gewicht, dass „für
die Beteiligung von Kindern und Jugend-
lichen spezielle Formate eingesetzt wer-
den“sollen.Währendoffensichtlichfern-
gelenkte Kinder mit Transparenten auf
Demonstrationen bei vielen Beobach-
tern einen leichten Missbrauchsekel ge-
gen die Eltern hervorrufen, sollen hier
nun also kleine Berliner, die noch nicht
wählen dürfen, demokratische Prozesse
mitbestimmen dürfen – eines Tages auf
ausdrücklichen Wunsch des Senats.

Das hier soll kein Traktat für chinesi-
sche Verhältnisse werden. Dass Anwoh-

ner nicht vor vollendete Tatsachen ge-
stellt werden können, ist natürlich rich-
tig und ein elementares Prinzip demo-
kratischer Staaten. Nur gilt wie so oft:
Die Dosis macht das Gift. Wenn man Par-
tizipationsrechte beliebig ausweitet,
steht am Ende nicht die vollendete De-
mokratie, sondern der blockierte Staat.

Vor diesem Hintergrund ist es schon
bemerkenswert, wenn die vom Senat
mit der Leitlinienentwicklung beauf-
tragte Arbeitsgruppe in ihrem Zwischen-
papier schreibt: „Es sollen auch diejeni-
gen Bürgerinnen und Bürger angespro-
chen werden, die sich selten beteiligen
oder die indirekt von einer Planung be-
troffen sind. Dafür sollte der Zugang
über quartiersnahe Organisationen ge-
nutzt werden, die diese Menschen errei-
chen oder deren Interessen sie aktiv im
Beteiligungsprozess vertreten können.“
Während der Senat bei „Bizim Kiez“
noch den Irrsinn verhinderte, dass da je-
mand mit Geld vom Senat gegen den Se-
nat protestiert, lässt er nun den Grund-
stein dafür legen, dass genau das bald in
institutionalisierter Form so läuft – falls
jedenfalls die „quartiersnahen Organisa-
tionen“ eines Tages Wirklichkeit wer-
den sollten. Welches Interesse der Senat
außerdem daran haben könnte, schla-
fende Hunde zu wecken und aus desinte-
ressierten Kiezbewohnern engagierte
Protestler zu machen, erschließt sich
auch nicht ohne Weiteres.

Andreas Fleischer, stellvertretender
Hauptgeschäftsführer der Unterneh-
mensverbände Berlin-Brandenburg:
„Nun selbst Kinder, indirekt betroffene
Menschen, zahlreiche Gremien und Kon-
ferenzen mitentscheiden lassen zu wol-
len, geht in die völlig falsche Richtung.“
Das Wachstum der Stadt erfordere
schnelle Entscheidungen. „Wir müssen
mehr und schneller bauen“, sagt Flei-
scher, andernfalls setze Berlin seine At-
traktivität und Anziehungskraft aufs
Spiel. „Können Investoren nicht verläss-
lich planen, weil sie mit ständigen Ände-
rungen und vor allem langen Vorlaufzei-
ten rechnen müssen, werden sie sich zu-
rückhalten.“

Aufhorchen lässt außerdem auch die-
ser Satz im Arbeitsgruppenpapier: „Un-
ter Bürgerinnen und Bürgern verstehen
wir in diesen Leitlinien alle Menschen,
die in Berlin wohnen oder arbeiten.“ Da-
mit ist klar: Eine Gruppe fällt raus, und
zwar eine, die ein dicker Spieler auf dem
Berliner Immobilienmarkt ist: diejeni-
gen, die nach Berlin ziehen wollen.

Und genau das macht die ganze Leitli-
niensache so piefig und provinziell. Wäh-
rend die Stadt sich am laufenden Band
für ihre internationale Sogwirkung fei-
ert, denkt eine vom Senat eingesetzte Ar-
beitsgruppe in Kategorien, die passend
für Oberzentren in Mittelgebirgen sind,
die gegen Einwohnerverluste kämpfen.
Es reicht bei einer Stadt, die jährlich um
rund 40000 Einwohner wächst aber
eben nicht, nur an die zu denken, die be-
reits da sind. Mal davon abgesehen, dass
der Anspruch, alle Berliner zu vertreten,
auch nicht wirklich eingelöst werden
wird, wenn das Arbeitsgruppenpapier
nicht sofort nach seiner Fertigstellung
weggeheftet wird: Wer nach Familienzu-
wachs seine Wohnung in Mitte verlassen
will und sich nach Schöneberg oder Char-
lottenburg orientiert, wird nach der Parti-
zipationslogik des weisen Kreises im
Wunschkiez auch als fremd und nicht be-
teiligungsrelevant betrachtet.

Stand jetzt sind die vom Senat ge-
wünschten neuen Leitlinien zur Bürger-
partizipation also nicht mehr als ein Pro-
gramm zum Schutz der „Happy Few“,
die in den begehrten Kiezen bereits un-
tergekommen sind und unter sich blei-
ben wollen. Dass diese Gruppe ihr
Partikularinteresse mit dem Schlagwort
„Verdrängung“ verteidigt, ist völlig legi-
tim. Wenn der Senat aber nur diese Parti-
kularinteressen berücksichtigt und sich
nicht als Manager einer schnell wachsen-
den Stadt begreift, ist das nicht mehr le-
gitim. Er hat die Aufgabe, dafür zu sor-
gen, dass der Staat funktioniert und Ber-
lin seiner Sogwirkung gerecht werden
kann. Wenn er stattdessen Blockade or-
ganisiert, ist das eine Kapitulation. Oder
ganz schlicht schlechte Politik.

Markus Miessen ist
Architekt und Autor
und lehrt als Profes-
sor an der Universität
von Göteborg. 2012
erschien von ihm das
Buch: „Albtraum Parti-
zipation“
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Chefin: Vikas Gupta
Branche: Onlinehandel
Mitarbeiter: 70
Gründungsjahr: 2012
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Berlins Wirtschaft klagt:
Partizipationsprozesse

erschweren Bauprojekte
immer mehr.

Der Senat hält dagegen.
Ein Fehler,

schreibt unser Autor
in seinem Essay
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„Partizipation kann im Chaos enden“

Von Jan-Philipp Hein

Einladung
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Live-Interview

Kolat
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